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2 VORWORT: SCHÖNES NEUES DEUTSCHLAND?

Sie können sich bestimmt noch erinnern, 
wie es war: vor Özil und #MeTwo, vor 
dem schmählichen Vorrundenaus der 
«Mannschaft» bei der Herrenfußball-WM 
in Russland und natürlich vor dieser ach 
so unnötigen Auseinandersetzung im 
Hambacher Forst, die der Welt gezeigt 
hat, dass Deutschland nicht nur Welt-
meister im Fördern und Verbrennen von 
Braunkohle ist, sondern auch ein Staat, 
der für diese Braunkohle gern einmal 
ein paar Bürgerrechte in die Tonne tritt. 
Ja, vor all diesen unangenehmen Ereig-
nissen schien ein ganz anderes Bild von 
Deutschland die Wahrnehmung im In- 
wie im Ausland zu bestimmen. Demnach 
lebten wir hier im sagenhaften «Reich 
des Klimaretters». 
Und die Erzählung ging so: Es war ein-
mal ein Land in der Mitte Europas, das 
aus seinen Fehlern gelernt hatte. Durch 
die schmerzhafte Aufarbeitung seiner 
schrecklichen Geschichte geläutert, 
konnte es seinen Nachbarn in den stür-
mischen Zeiten der «großen Rezession» 
(die Finanz- und Wirtschaftskrise seit 
2008) den Weg zeigen: im Fußball sowohl 
bei den Damen als auch bei den Herren, 
im großmütigen Umgang mit Geflüchte-
ten, in der Vernunft und Ruhe seiner Re-
gierungschefin, die seit dem Amtsantritt 
des Wahnsinnigen in Washington den Ti-
tel «Anführerin der freien Welt» übernom-
men hatte, und natürlich im Bereich der 
Umwelt- und besonders der Klimapolitik, 
in dem dieses Land schon seit Jahrzehn-
ten als Vorreiter anerkannt wurde. Schon 
lange bevor ebenjene Regierungschefin 
beim G8-Gipfel in Heiligendamm von der 
Boulevardpresse zur «Klimakanzlerin» 

ausgerufen wurde, besaß dieses glück-
liche Land einen fast schon mythischen 
Status als Klassenprimus bei den alljähr-
lichen UN-Klimaverhandlungen. Und als 
Donald Trump dann Anfang Juni 2017 den 
Ausstieg der USA aus dem Pariser Klima-
abkommen bekanntgab, war klar: Jetzt 
ruhen die Hoffnungen der Welt auf den 
schmalen Schultern dieses Landes. Jetzt 
musste Deutschland endlich das tun, was 
es in der Vergangenheit immer wieder ver-
sucht hat – die Welt zu führen, in diesem 
Fall heraus aus dem Fossilismus, hinein in 
die Welt des grünen Wachstums, kurz: hi-
nein in die Welt des Klimaschutzes.
Und um diese Weltmarktführerschaft 
im Klimaschutz gebührend zu feiern, 
traf sich im vergangenen Jahr die Welt 
in Bonn zum 23. Klimagipfel, zwar un-
ter der Präsidentschaft Fidschis, aber 
eben in Bonn. Im Rheinland. Einem der 
großen deutschen Braunkohlereviere. 
Ein Wintermärchen, ganz in braun? Vor 
allem dies: ein Märchen. Im Folgenden 
werden wir zeigen, dass Deutschland 
eben gerade kein Ökovorreiter, kein Kli-
maschutzchampion ist, sondern ein 
Land, dessen Reichtum auf einem so-
zial und ökologisch zutiefst zerstöreri-
schen Wirtschaftsmodell basiert; dass 
Deutschlands Weltmeisterschaft sich 
auf die Braunkohleförderung bezieht 
und nur bedingt auf den Ausbau erneu-
erbarer Energien, und dass es noch viel 
zu tun gibt, wenn wir wollen, dass An-
spruch und Wirklichkeit hierzulande 
endlich zusammenpassen.

Tadzio Müller 

Berlin, September 2018



31 EINLEITUNG

Im Juni 2017 verkündete US-Präsident 
Donald J. Trump den Ausstieg der USA 
aus dem Pariser Klimaabkommen. Um-
so mehr ruhen jetzt die Hoffnungen auf 
China und auf der Europäischen Union. 
Letztere hat sich in der Vergangenheit 
auf diskursiver Ebene wiederholt für ei-
ne ambitioniertere globale Klimapolitik 
eingesetzt. Häufig wird der EU eine glo-
bale Führungsrolle in der Umwelt- und 
Klimapolitik zugesprochen (Oberthür/
Roche Kelly 2008). Ein Land, das beson-
ders stark als grüner Vorreiter wahrge-
nommen wird, ist Deutschland. Bundes-
kanzlerin Angela Merkel gelang es immer 
wieder, sich in der internationalen Poli-
tik als «Klimakanzlerin» zu inszenieren. 
Beim G20-Gipfel in Hamburg schaffte 
sie es, alle Regierungen – mit Ausnahme 
der USA – zu einem Bekenntnis zum Pa-
riser Klimaabkommen zu bewegen. Die 
Behauptung, Deutschland sei ein Vorrei-
ter in Sachen Klimaschutz, bezieht ihre 
Glaubwürdigkeit zu einem bedeutenden 
Teil aus einer starken Umweltbewegung 
und der Energiewende, deren Anfänge 
bis in die 1970er Jahre zurückreichen 
(Schreurs 2016). 
Die deutsche Energiewende hat inzwi-
schen auch im englischen Sprachraum 
Eingang gefunden und ist zu einem fest-
stehenden Begriff geworden. Zwei Bei-
spiele verdeutlichen ihre große Aus-
strahlungskraft: Nach einem Besuch in 
Deutschland adelte Thomas Friedman 
(2015) in seiner Kolumne in der New 
York Times Deutschland als «The Green 
Superpower». Auch in dem Dokumen-
tarfilm «This Changes Everything», der 
angelehnt ist an das gleichnamige Buch 
von Naomi Klein aus dem Jahr 2014, 
wird die deutsche Energiewende aus-

führlich als positives Beispiel behandelt 
(Müller 2017). 
Zugleich gibt es im Inland auch hefti-
ge Kritik von rechts an der Energiewen-
de: So sehnt Hans-Werner Sinn (2008) 
eine «illusionsfreie Klimapolitik» herbei. 
Der Magdeburger Ökonom Joachim 
Weimann (2010) sieht «Deutschland im 
Dunkel der Energiesparlampe» agieren. 
Für die AfD war das energiepolitische 
Zieldreieck einer kostengünstigen, si-
cheren und nachhaltigen Energieversor-
gung in Deutschland immer erfüllt, bis 
im Jahr 2000 das Erneuerbare-Energi-
en-Gesetz von der rot-grünen Regierung 
beschlossen wurde (AfD 2016: 78–83). 
Der rechtskonservative Berliner Kreis der 
CDU hat nach Trumps Rückzug vom Pari-
ser Abkommen eine Abkehr von der bis-
herigen Klimapolitik gefordert (Zeit On-
line vom 3.6.2017).
Insofern gibt es eine relativ große Über-
einstimmung zwischen der Außen- und 
Innenwahrnehmung: Man ist sich weit-
gehend einig, dass Deutschland eine 
Vorreiterrolle in der globalen Umwelt- 
und Klimapolitik einnimmt. Im Folgen-
den werde ich zeigen, dass das Bild vom 
Klima-Vorreiter Deutschland weitge-
hend ein Mythos ist. Denn abgesehen 
von Fortschritten beim Ausbau der er-
neuerbaren Energien im Stromsektor, 
der erstens ein Erfolg der sozialen Bewe-
gungen, nicht der Regierung ist und der 
zweitens in den letzten Jahren von der 
Großen Koalition gebremst wurde, ist die 
klimapolitische Bilanz Deutschlands kei-
nesfalls vorbildlich – im Gegenteil.
Um diese These zu untermauern, werde 
ich kurz die Strukturmerkmale und Ver-
änderungsdynamiken des deutschen 
Kapitalismusmodells in Verbindung mit 



4 umweltpolitischen Konflikten und der so-
genannten imperialen Lebensweise ana-
lysieren, denn Klimapolitik findet nicht im 
wirtschaftspolitischen Vakuum statt. Dar-
an anknüpfend werde ich vier zentrale Be-
reiche der deutschen Klimapolitik analy-

sieren – die Energiewende im Strom- und 
Wärmesektor, die Verkehrspolitik, die Ag-
rarpolitik und die Rohstoffpolitik –, bevor 
ich einen Blick auf die Emissionsentwick-
lung in Deutschland und damit verbunde-
ne Auseinandersetzungen werfe. 



52 KAPITALISMUS UND UMWELTBEWEGUNG  
IN DEUTSCHLAND

Bereits im 19. Jahrhundert bildete sich in 
Deutschland eine breit angelegte indus-
trielle Spezialisierung heraus. Die Leit-
sektoren waren der Maschinenbau, die 
Elektro- und die Chemieindustrie. Auf-
grund des relativ unterentwickelten Bin-
nenmarktes (geringe Kaufkraft) etablierte 
sich eine starke Exportorientierung (Haas 
2017: 146–150). 
In den 1950er Jahren erreichte die Indus-
trialisierung eine neue Qualität. Begüns-
tigt durch die Hilfen des Marshallplans 
und die Integration der Bundesrepublik 
Deutschland in den westlichen Macht-
block kam es zum sogenannten Wirt-
schaftswunder. Die Außenwirtschafts-
politik zielte zu einem bedeutenden Teil 
darauf ab, neue Märkte für deutsche Ex-
portgüter zu erschließen. Bereits 1959 
schloss die Bundesrepublik mit Pakistan 
das erste bilaterale Freihandelsabkom-
men ab (Methmann 2012: 21). Zugleich 
war die deutsche Industrie stark vom Im-
port metallischer Rohstoffe abhängig. In 
den Folgejahren ergriffen deutsche Bun-
desregierungen zahlreiche Maßnahmen, 
um die Versorgungssicherheit zu ge-
währleisten (Gocht 1978). 
Die hohen Wachstumsraten gingen ein-
her mit einem massiven Anstieg des Ver-
brauchs fossiler Energieträger. Im rhei-
nischen Kohlerevier arbeiteten in den 
1950er und 1960er Jahren zeitweise weit 
über eine halbe Million Menschen. Auch 
in der DDR war der Kohlebergbau in der 
Lausitz und im mitteldeutschen Revier 
entscheidend für die Energieversorgung 
(Agora Energiewende 2016: 15–17). Zu-
gleich fand eine enorme Ausweitung 
des Autoverkehrs statt. Zwischen 1960 
und 2016 verzehnfachte sich der Pkw-

Bestand von 4,5 Millionen auf 45 Millio-
nen (Brand/Wissen 2017: 135). Die Au-
tomobilindustrie avancierte zur zentralen 
Branche in Deutschland. Mit der Auto-
mobilisierung ging eine wachsende Ab-
hängigkeit von Ölimporten einher. 
Nicht nur die Industrie, auch die Land-
wirtschaft erzielte enorme Produktions-
zuwächse. Hatte nach dem Krieg noch 
Nahrungsmittelknappheit bestanden, 
konnten über einen stetigen Zuwachs 
landwirtschaftlicher Produkte auch im-
mer mehr Nahrungsmittel tierischen Ur-
sprungs verzehrt werden. Die Agrarpoli-
tik wurde zudem ab 1957 im Rahmen der 
Gemeinsamen Agrarpolitik europäisch 
koordiniert. Ziel war die Modernisierung 
der europäischen Landwirtschaft und 
die Freisetzung von Arbeitskräften für die 
sich ausbreitende Industrie. International 
wurde die rasante Entwicklung des deut-
schen Kapitalismus nicht nur durch den 
beginnenden europäischen Integrations-
prozess, sondern darüber hinaus im Rah-
men der Bretton-Woods-Institutionen, 
der Weltbank und des Internationalen 
Währungsfonds, abgesichert.
Allerdings basierte das deutsche Wirt-
schaftswunder auch auf einem spezifi-
schen gesellschaftspolitischen Arrange-
ment. Die ArbeiterInnen, vertreten durch 
starke Gewerkschaften, erzielten relativ 
hohe Lohnzuwächse. Damit setzte sich 
das Modell des männlichen Allein-Er-
nährers und der bürgerlichen Kleinfami-
lie durch. Über das stetige Wachstum, 
(männliche) Vollbeschäftigung und neue 
Konsummöglichkeiten wurde «Massen-
loyalität» geschaffen. Diese Entwick-
lungsdynamiken können mit Brand und 
Wissen (2017) als eine Verbreitung und 



6 Vertiefung der «imperialen Lebenswei-
se» in Deutschland begriffen werden. 
Der Begriff verweist darauf, 
«dass das alltägliche Leben in den ka-
pitalistischen Zentren wesentlich über 
die Gestaltung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse und der Naturverhältnisse 
andernorts ermöglicht wird: über den 
im Prinzip unbegrenzten Zugriff auf das 
Arbeitsvermögen, die natürlichen Res-
sourcen und die Senken – also jene Öko-
systeme, die mehr von einem bestimm-
ten Stoff aufnehmen, als sie selbst an 
ihre Umwelt abgeben (wie Regenwäl-
der und Ozeane im Fall von CO2) – im 
globalen Maßstab» (ebd. 2017: 43).
Die imperiale Lebensweise wirkte nach 
innen stabilisierend, da sie in der Nach-
kriegszeit, bis zum Ende der 1960er Jah-
re, breiten Bevölkerungsschichten einen 
immer höheren Lebensstandard ermög-
lichte. Das sogenannte Wirtschafts-
wunder eröffnete nicht nur neue Kon-
summöglichkeiten, sondern produzierte 
zugleich immense Exportüberschüsse. 
Darüber hinaus wirkte es nach den Gräu-
eln des Zweiten Weltkriegs stark identi-
tätsstiftend. Die damit einhergehende 
Umweltzerstörung – saurer Regen, Ver-
schmutzung von Luft, Boden und Was-
ser, Flächenversiegelung, abnehmen-
de Biodiversität etc. – wurde hingegen 
kaum politisch diskutiert. Dies änder-
te sich erst ab den späten 1960er Jah-
ren, als sich die ökonomischen, sozialen 
und ökologischen Probleme des fordis-
tischen Entwicklungstyps (Massenpro-
duktion plus Massenkonsum durch hohe 
Löhne) in intensiven gesellschaftlichen 
Kämpfen entluden.
Stagnierendes Wirtschaftswachstum, 
steigende Erwerbslosigkeit, der Zusam-
menbruch des Bretton-Woods-Systems 
und die sogenannte Ölkrise von 1973 

sind nur einige Stichworte für diese öko-
nomischen Krisen. Gesellschaftspolitisch 
regte sich, vor allem getrieben durch die 
68er- und die Frauenbewegung, Protest 
gegen die verkrusteten Gesellschafts-
strukturen. Und die Umwelt- und Anti-
AKW-Bewegung begehrten gegen die 
verschiedenen Formen der Naturzerstö-
rung und die hoch riskante Atomtechno-
logie auf (Schmalz/Weinmann 2013). 
Vor diesem Hintergrund institutionalisier-
ten sich die Umwelt- und die Anti-AKW-
Bewegung in den folgenden Jahrzehnten 
zu einem erheblichen Maße (Gründung 
der Partei Die Grünen, der Umweltver-
bände BUND, Greenpeace etc.). Aus 
der Anti-AKW-Bewegung kamen we-
sentliche Impulse zur Entwicklung von 
Alternativen zum fossil-nuklearen Ener-
gieregime. Im Jahr 1980 prägte das Öko-
Institut den Begriff «Energiewende». Die 
stetige Verbesserung von Windkraft- 
und Solaranlagen sorgte in Verbindung 
mit dem im Jahr 1990 verabschiedeten 
Stromeinspeisegesetz für einen wach-
senden Zubau von erneuerbaren Ener-
gien. Im Jahr 2000 wurde das Erneuer-
bare-Energien-Gesetz (EEG) auf Initiative 
einiger Bundestagsabgeordneter um den 
SPD-Politiker Hermann Scheer hin gegen 
das federführende Wirtschaftsministeri-
um durchgesetzt. Der Anteil der erneuer-
baren Energien an der Stromerzeugung 
stieg von 6,6 Prozent im Jahr 2000 auf 
32,5 Prozent im Jahr 2016 an. Möglich 
war dieser rasante Ausbau auch, weil die 
deutsche Industrie in den Genuss groß-
zügiger Befreiungen von der EEG-Umla-
ge kam, die Technologieführerschaft im 
Bereich der grünen Energien mit massi-
ven Exportpotenzialen einhergeht und 
die Jobs im Bereich der regenerativen 
Energiewirtschaft häufig prekär sind. Ein 
geringer gewerkschaftlicher Organisa-



7tionsgrad korrespondiert mit niedrigen 
Löhnen und vielfach prekärer Beschäfti-
gung über Werkverträge und Leiharbeit. 
Insofern war auch die rot-grüne Agenda 
2010 eine Wegbereiterin der Energie-
wende (Sander 2016: 91–137). 
Mit der Agenda 2010 wurde die Entwick-
lung des Binnenmarktes gebremst und 
die Exportorientierung Deutschlands 
weiter verstärkt. Im Jahr 2016 betrug der 
Leistungsbilanzüberschuss 8,6 Prozent. 
Der Ausrichtung des deutschen Kapi-
talismusmodells entsprechend wurden 
Austeritätspolitik und forcierte Liberali-
sierung zu Leitmotiven der europäischen 
Krisenbearbeitungspolitiken. Die Dyna-
miken ungleicher Entwicklung innerhalb 
Europas wurden damit weiter verschärft 
(Becker/Jäger 2012). Handelspolitisch 
verfolgt die EU eine neomerkantilistische 
Strategie, von der vor allem die deut-
schen Industrie-, aber auch die Agrar-
konzerne profitieren (Raza 2007).
Insofern lässt sich konstatieren, dass der 
deutsche Kapitalismus sehr stark export

orientiert ist, zugleich aber massive Im-
portabhängigkeiten im Bereich des Erd-
öls und metallischer Rohstoffe bestehen. 
Abgesichert wird die imperiale Lebens-
weise nach innen wesentlich über die 
stetige Ausweitung der Konsummöglich-
keiten, wenngleich die Ungleichheiten 
und Ausschlüsse zunehmen; und nach 
außen über die Verfestigung ungleicher 
Handelsbeziehungen, wachsender öko-
nomischer Ungleichgewichte und ei-
nes immer umfassenderen Zugriffs auf 
Rohstoffe und Arbeitskraft. Allerdings 
ist es der Anti-Atom- und der Umwelt-
bewegung in Deutschland teilweise ge-
lungen, zerstörerische Technologien wie 
die Atom- und Kohlekraft zum Thema 
gesellschaftlicher Auseinandersetzun-
gen zu machen. Mit der Energiewende 
im Strombereich und dem Ökolandbau 
konnten zumindest alternative Nischen 
entwickelt werden, die Perspektiven auf 
andere, weniger destruktive Formen der 
gesellschaftlichen Aneignung von Natur 
eröffnen. 



8 3 KLIMA-VORREITER DEUTSCHLAND?

Im Folgenden werde ich den Mythos 
vom Klima-Vorreiter Deutschland vor 
dem Hintergrund dieser imperialen Le-
bensweise und des kurz skizzierten deut-
schen Kapitalismusmodells analysieren. 
Darum werden zunächst drei für die Kli-
mapolitik zentrale Bereiche näher be-
trachtet: der Strom- und Wärmesektor, 
die Verkehrspolitik sowie die Agrarpo-
litik. Daran anknüpfend wird im vierten 
Unterkapitel die Kehrseite des deutschen 
Exportmodells, die Rohstoffpolitik, einge-
hender analysiert und werden abschlie-
ßend die klimapolitische Performance 
und die Auseinandersetzungen um den 
«Klimaschutzplan 2050» untersucht. Da-
bei wird deutlich werden, dass vor dem 
Hintergrund der Entwicklungen in den 
Bereichen Energie, Verkehr und Land-
wirtschaft in Verbindung mit den zugrun-
deliegenden Kräftekonstellationen und 
ausbleibenden Emissionsreduktionen die 
Durchsetzung eines Klimaschutzplans, 
der abgesehen von ambitionierter Rheto-
rik auch konkrete Maßnahmen benennt, 
keine Chance hatte. 

3.1  Der Ökolichtblick:  
die begonnene Stromwende
Trotz des Ausbaus der erneuerba-
ren Energien ist die Stromerzeugung 
in Deutschland die größte Quelle von 
Treibhausgasemissionen. Im Jahr 2016 
verursachte sie 306 Millionen Tonnen 
CO2-Emissionen, gut ein Drittel der Ge-
samtmenge (Agora Energiewende 
2017a: 5). Es stimmt zwar, dass die Emis-
sionen in diesem Bereich gegenüber 
dem Jahr 1990 um 17 Prozent gefallen 
sind. Der Rückgang in den 1990er Jahren 
geht jedoch überwiegend auf die weit-
gehende Deindustrialisierung der DDR 

zurück. Gleichwohl wurde seit dem Jahr 
2000 der Anteil regenerativer Energien 
von 6,6 auf 32,5 Prozent im vergangenen 
Jahr gesteigert. Damit trug der Ausbau 
der regenerativen Energieträger mit zu 
Emissionsminderungen im Stromsektor 
bei.
Im Bereich der Wärmeerzeugung ist der 
Anteil regenerativer Energien hingegen 
nur sehr moderat gestiegen – er liegt bei 
unter 15 Prozent – und trägt zu etwa 26 
Prozent zu den Treibhausgasemissionen 
in Deutschland bei (Brüggemann 2016). 
Um die Treibhausgasbilanz zu verbes-
sern, wäre eine deutliche Erhöhung der 
Sanierungsrate (Anteil der sanierten Be-
standsgebäude) nötig. Zugleich müssen 
wesentlich mehr Wärmepumpen instal-
liert (und mit Strom betrieben werden, 
der aus regenerativen Energieträgern 
stammt) und die Wärmenetze ausgebaut 
werden (und auch hier gilt: Ein Umstieg 
von fossilen auf regenerative Energie-
träger ist zwingend, um die Klimaziele 
zu erreichen) (Fraunhofer IWES und IBP 
2017). Darüber hinaus gilt es, diese Pro-
zesse so zu gestalten, dass eine «grüne 
Gentrifizierung», also die Aufwertung 
von Wohnbestand und die darauf folgen-
de Verdrängung von BewohnerInnen, die 
sich die Miete in den energetisch sanier-
ten Gebäuden nicht mehr leisten können, 
verhindert wird (Haffner 2015).
Der Ausbau regenerativer Energieträger 
im Strom- und Wärmesektor geht ein-
her mit signifikanten Beschäftigungs-
effekten. Zwischen den Jahren 2004 
und 2013 stieg die Zahl der Arbeitsplät-
ze, die direkt und indirekt in der Branche 
der erneuerbaren Energien angesiedelt 
waren, von 160.500 auf 371.400 an. Al-
lerdings gingen 28.400 Arbeitsplätze im 



9Lauf des Jahres 2013 wieder verloren. 
Dieser Rückgang ist auf den massiven 
Stellenabbau in der Photovoltaik-Bran-
che zurückzuführen (GWS et al. 2015: 
1–3). Neben der Verlagerung der Zellen-
produktion nach Asien hängt der Jobab-
bau auch mit den durch die Photovol
taik-Novelle von 2012 deutlich gekürzten 
Fördersätzen und der merklichen Ver-
langsamung des Photovoltaik-Zubaus 
zusammen. Zugleich wurde bereits im 
Jahr 2002 die Exportoffensive Erneuer-
bare Energien ins Leben gerufen und im 
Bundeswirtschaftsministerium angesie-
delt. Auf diese Weise wurde die Entwick-
lung erneuerbarer Energietechnologien 
ins exportorientierte deutsche Kapitalis-
musmodell eingepasst (Haas 2017: 172). 
Dies deutet an, dass die Energiewende 
das Potenzial in sich birgt, das deutsche 
Exportmodell dynamisch zu erneuern. 
So verkündete der Bundesverband der 
Deutschen Industrie (BDI) im Jahr 2009:
«Grüne Technologien aus Deutschland 
aus allen Industriebranchen haben her-
vorragende Wachstumschancen und 
tragen zu einer nachhaltigen Entwick-
lung der Weltwirtschaft und der Schaf-
fung von Arbeitsplätzen im Inland bei» 
(zit. nach: Methmann 2012: 3).
Zwar werden die erneuerbaren Energi-
en ausgebaut, und der Ausstieg aus der 
Stromgewinnung aus Atomkraftwerken 
bis zum Jahr 2022 ist beschlossen. Was 
fehlt, ist jedoch ein Beschluss für einen 
schnellen Kohleausstieg. In den vergan-
genen Jahren ist die Verstromung der 
besonders emissionsintensiven Braun-
kohle wieder angestiegen. Deutschland 
hat sich gleichzeitig zum Stromexport-
weltmeister gemausert. Im vergangenen 
Jahr wurden 8,6 Prozent des in Deutsch-
land produzierten Stroms ins Ausland 
verkauft. Die erneuerbaren Energien 

speisen zwar immer mehr Strom ein, 
doch anstatt fossile Kraftwerke in gro-
ßem Umfang stillzulegen, laufen die 
Braunkohlekraftwerke weiter auf Hoch-
touren – der überschüssige Strom wird 
exportiert (Agora Energiewende 2017a: 
16), was zusätzlich auch noch Energie-
wenden in anderen Ländern erschwert.
In den letzten Jahren haben sich die 
Konfliktdynamiken im Kontext der Ener-
giewende verschoben. Nachdem die 
schwarz-gelbe Bundesregierung un-
ter dem Eindruck der Kernschmelze von 
Fukushima und unter dem Druck einer 
wiedererstarkten Anti-AKW-Bewegung 
einige Atomkraftwerke abschalten ließ 
und einen Atomausstieg bis 2022 ge-
gen den Widerstand der AKW-Betreiber 
durchsetzte, verlagerten sich die atom-
politischen Auseinandersetzungen auf 
juristisches Terrain und auf die Frage der 
Endlagerung (Brunnengräber/Syrovatka 
2016). Die VerfechterInnen einer ökolo-
gischen, sozialen und demokratischen 
Energiewirtschaft begannen zunehmend 
für einen Kohleausstieg zu kämpfen, um 
so den zweiten Pfeiler des fossil-nuklea-
ren Stromsystems zum Einsturz zu brin-
gen. Durch verschiedene Aktionen zi-
vilen Ungehorsams, insbesondere die 
Kampagne «Ende Gelände», gekoppelt 
mit einem vagen, aber stetig lauter arti-
kulierten Bedürfnis, den klimapolitischen 
Notwendigkeiten Rechnung zu tragen, 
konnte ein starker gesellschaftlicher 
Handlungsdruck für einen Kohleausstieg 
aufgebaut werden (Haas/Sander 2016: 
128 f.). 
Allerdings nahmen die VerteidigerInnen 
der fossil-nuklearen Energiewirtschaft ih-
rerseits das zentrale Instrument der Ener-
giewende, das EEG, ab 2011 massiv un-
ter Beschuss. Stellvertretend hierfür sei 
die Kampagne «Energiewende retten – 



10 EEG abschaffen» der Initiative Neue Sozi-
ale Marktwirtschaft genannt. Neben dem 
(leider nicht ganz unzutreffenden) Vor-
wurf der unsozialen Lastenverteilung des 
EEG (Pomrehn 2014) argumentierte die 
Initiative, dass die erneuerbaren Energi-
en keine Nische mehr darstellen würden, 
deswegen in den Markt integriert wer-
den müssten und sich das System ga-
rantierter Einspeisevergütung überholt 
habe. Auf die Spitze trieb die Kritik am 
EEG der damalige Bundesumweltminis-
ter (!) Peter Altmaier, indem er die Gefahr 
einer Kostenexplosion an die Wand mal-
te. In einem Interview mit der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung schwadronierte er 
von Gesamtkosten der Energiewende in 
Höhe von einer Billion Euro (Haas 2017: 
181–186).
Die Kampagnen gegen das EEG fanden 
also durchaus auf Regierungsebene Ge-
hör. Seit 2012 wurde das EEG mehrfach 
novelliert, was die Dynamik des Ausbaus 
der erneuerbaren Energien stark brems-
te und den bisher eher dezentralen Aus-
bau stärker zentralisierte. Im Jahr 2012 
wurde eine Photovoltaik-Novelle verab-
schiedet, die den Zubau der Solarener-
gie verlangsamte. Mit der Bildung der 
Großen Koalition im Jahr 2013 verlager-
te die Bundesregierung die Zuständig-
keit für das EEG vom traditionell energie-
wendeaffinen Umweltministerium ins 
energiewendeskeptische Wirtschafts-
ministerium. Im Jahr 2014 wurde un-
ter der Federführung von Wirtschafts-
minister Sigmar Gabriel das EEG erneut 
novelliert. Neben dem Einstieg in Aus-
schreibungsmodelle ist im EEG nun die 
verpflichtende Direktvermarktung für 
bestimmte Anlagen verankert und sind 
Ausbaukorridore definiert. Diese Ände-
rungen wurden mit der im letzten Jahr 
verabschiedeten EEG-Novelle weiter 

fortgeführt. Und trotz aller Novellierun-
gen: An den Befreiungen der deutschen 
Industrie von der Finanzierung der Ener-
giewende mittels der «Besonderen Aus-
gleichsregelung» änderte sich nichts, 
sie wurde sogar noch ausgeweitet und 
gegen Angriffe von der EU-Kommission 
verteidigt (Haas 2016).
Die letzten Novellen schlugen sich vor al-
lem im Bereich der Photovoltaik (PV) nie-
der: Betrug der PV-Zubau in den Jahren 
2010 bis 2012 noch jeweils über sieben 
Gigawatt, sank er bis auf ein Gigawatt 
im Jahr 2016 ab (Agora Energiewende 
2017a: 21). Die Zahl der Neugründungen 
von Genossenschaften ging von 167 im 
Jahr 2011 auf 54 im Jahr 2014 zurück. Im 
Jahr 2015 setzte sich dieser Trend fort, 
es wurden lediglich 40 neue Energiege-
nossenschaften gegründet (DGRV 2016: 
5). Dies deutet an, dass die ehedem re-
lativ dezentrale und demokratische Ener-
giewende durch die jüngsten Novellen 
massiv beeinträchtigt wurde. Zudem 
liegen die Ausbaukorridore für die rege-
nerativen Energieträger weit unter dem 
klimapolitisch Notwendigen. Insofern 
konstatiert Volker Quaschning, Professor 
für Regenerative Energiesysteme, dass 
das EEG zu einem «Kohleausstiegsver-
hinderungsgesetz» deformiert worden 
ist. Und gegen einen Beschluss für den 
überfälligen Kohleausstieg sperrt sich die 
deutsche Bundesregierung vehement 
(Quaschning 2017) – obwohl sich dies 
im Rahmen der Koalitionsverhandlungen 
nach der Bundestagswahl durchaus än-
dern kann. 
Das von den sozialen Bewegungen an-
gestoßene Projekt der Energiewende, 
das auf eine andere, weniger destruktive 
Form der Stromversorgung ausgerichtet 
ist, wurde in den letzten Jahren massiv 
behindert und – an den Interessen ein-



11flussreicher Kapitalfraktionen orientiert – 
neu ausgerichtet (Haas/Sander 2016). 
Bei der Wärmewende gibt es während-
dessen nur geringe Fortschritte (Fraun-
hofer IWES und IBP 2017). Dies ist nicht 
die Bilanz eines Klima-Vorreiters.

3.2  Freie Fahrt für freie Bürger:  
die ausbleibende Verkehrswende
Im Gegensatz zum Stromsektor hat es 
in den vergangenen Jahrzehnten im Be-
reich Verkehr keinen Rückgang der Emis-
sionen gegeben. Im Gegenteil: Im Jahr 
2016 lagen die verkehrsbedingten Emis-
sionen sogar leicht über dem Niveau von 
1990. 18 Prozent der in Deutschland ver-
ursachten Emissionen gehen auf den 
Verkehrssektor zurück (Agora Verkehrs-
wende 2017: 8). Trotz wachsenden Flug-
verkehrs und zunehmenden Güterver-
kehrs (vorwiegend auf der Straße) ist das 
Auto nach wie vor die größte Emissions-
quelle.
Es ist auffällig: Während sich gegen de-
struktive Technologien wie Atom- und 
Kohlekraft hierzulande dynamische so-
ziale Bewegungen entwickelten, ist die 
(fossilistische) Automobilität von die-
ser Entwicklung verschont geblieben; 
die kulturelle Bedeutung des Autos ist 
kaum zu überschätzen, ist es doch das 
zentrale Symbol kapitalistischen Fort-
schritts geworden (Paterson 2007), das 
auch die Stadtplanung im 20. Jahrhun-
dert bestimmte. Lässt sich die Dominanz 
der Automobilität in allen westlichen Ge-
sellschaften ausmachen, so stellt die im-
mense Bedeutung der Automobilindus
trie (VW, Daimler, BMW), mitsamt den 
Zulieferbetrieben (u. a. Bosch) für das na-
tionale Kapitalismusmodell jedoch eine 
deutsche Besonderheit dar. 
Bezeichnenderweise haben die deut-
schen Hersteller im Premiumsegment ei-

ne ausnehmend starke Stellung. Es lässt 
sich seit Jahrzehnten eine Tendenz hin zu 
immer schwereren Autos mit entspre-
chend schlechterer Umweltbilanz fest-
stellen. Dieses Geschäftsmodell wird in-
nerhalb Deutschlands durch bestimmte 
Anreizstrukturen, wie etwa die Privilegie-
rung von Firmenwagen oder die Pend-
lerpauschale, abgesichert. Zur externen 
Absicherung gehört, dass die Bundes-
regierungen immer wieder EU-Regulie-
rungen verhindert haben, die deutsche 
Hersteller zu einer anderen Modellpolitik 
gezwungen hätten. Im Jahr 1998 unter-
zeichnete der Dachverband der Europä-
ischen Automobilindustrie (ACEA) ein 
freiwilliges Abkommen gegenüber der 
Europäischen Kommission, wonach die 
durchschnittlichen CO2-Emissionen von 
Neuwagen bis zum Jahr 2008 auf 140 g/
km abgesenkt werden sollten. Dies sollte 
vor allem über die Verbreitung von Die-
selfahrzeugen geschehen. Tatsächlich la-
gen nach offiziellen Angaben die durch-
schnittlichen Emissionen 2008 bei 154 g/
km (Helmers 2015: 3–11). 
In der darauffolgenden Verordnung 
443/2009 erfolgte auf Druck der deut-
schen Bundesregierung eine Festlegung 
auf einen gewichtsbezogenen Emissions
grenzwert: 
«Damit erfährt die Modellpolitik der 
deutschen Autoindustrie mit Schwer-
punktsetzung auf Mittelklasse, Ober-
klasse, auf SUV (Sports Utility Vehicles) 
und Sportwagen erstmals einen gesetz-
lichen «Artenschutz». Das wichtigste 
Ziel auf dem Weg zu effizienteren Au-
tos, die Unterbrechung der kontinuier-
lichen Gewichtszunahme, wurde damit 
weitgehend vertagt» (ebd.: 11).
Diese gewichtsspezifische Grenzwert-
festlegung leistete auch der massenhaf-
ten Verbreitung von SUVs Vorschub, de-



12 ren Zulassungszahlen weiter ansteigen 
(Brand/Wissen 2017: 125–129).
Auch beim Dieselgate-Skandal konnte 
sich die deutsche Automobilindustrie auf 
die Bundesregierung verlassen. Die Her-
steller hatten im großen Stil bei Diesel-
fahrzeugen Software hochgeladen, die 
im Testbetrieb eine Einhaltung der Ober-
grenzen des Schadstoffausstoßes ermög-
lichen, während der reale Ausstoß häufig 
um ein Vielfaches höher liegt. Schätzun-
gen zufolge führten die nicht eingehal-
tenen Grenzwerte bei Dieselfahrzeugen 
allein in der EU im Jahr 2015 zu 11.400 
Todesfällen. Medienberichten zufolge 
wussten sowohl die Bundesregierung als 
auch Teile der Europäischen Kommission 
lange vor Bekanntwerden des Skandals 
von den illegalen Machenschaften, oh-
ne etwas zu unternehmen. Während die 
deutschen Autokonzerne, die im Zentrum 
des Skandals stehen, in den USA bereits 
zu Milliardenstrafen verurteilt wurden, 
werden sie in Deutschland und Europa 
mit Samthandschuhen angefasst (Brun-
nengräber/Haas 2017: 21). Beim soge-
nannten Dieselgipfel am 2. August 2017 
waren Teile der Bundesregierung, ver-
schiedene Landesregierungen, die Auto-
konzerne und Gewerkschaften vertreten. 
Umwelt- und Verbraucherschutzorgani-
sationen waren hingegen nicht eingela-
den. Im Ergebnis wurden geringfügige 
Softwarenachrüstungen beschlossen, die 
die Autokonzerne rund 500 Millionen Eu-
ro kosten werden – die Schadstoffbelas-
tung wird dadurch nur minimal verringert 
(DUH 2017). 
Auch die jüngst durch die Selbstanzei-
gen von Daimler und VW bekannt ge-
wordenen Vorwürfe wegen Kartellab-
sprachen werfen ein schlechtes Licht 
auf die deutsche Automobilindustrie, die 
über Jahrzehnte politisch hofiert und zur 

Leitindustrie des deutschen Kapitalismus 
aufgebaut wurde. Dabei werden massi-
ve Schäden an Mensch und Natur in Kauf 
genommen.
Eine Abkehr von der imperialen Auto-
mobilität – einer Mobilität, deren Mög-
lichkeitsbedingung der Zugriff auf die 
Ressourcen anderer ist – beabsichtigen 
weder die Autokonzerne noch die Bun-
desregierung. Stattdessen soll das vor-
herrschende Verkehrssystem durch eine 
Änderung der Antriebstechnik (Elektro- 
statt Verbrennungsmotor) (Candeias 
2012: 10) und die Einführung des auto-
nomen Fahrens samt Digitalisierung er-
neuert werden.
Nötig wäre, und dafür streiten zahlreiche 
Verbände und VertreterInnen sozialer Be-
wegungen, eine Verkehrswende, die den 
öffentlichen und schienengebundenen 
Verkehr stärkt, die Fahrradinfrastruktur 
massiv verbessert und das Verkehrsauf-
kommen deutlich senkt. Dabei ist zu-
gleich der Mobilitätsarmut, etwa durch 
die Einführung eines beitragsfreien ÖPNV,  
entgegenzuwirken (Brie 2012: 5–9). In 
Anbetracht der anhaltenden Urbanisie-
rung, der Energiewende im Strombe-
reich und der voranschreitenden Digi-
talisierung gibt es durchaus alternative 
Überlegungen, wie die Verkehrssyste-
me umgebaut werden könnten (WWF 
et al. 2014; Agora Verkehrswende 2017; 
Greenpeace 2017; VCD 2017). Eine gro-
ße Herausforderung besteht jedoch auch 
darin, für die und mit den Beschäftig-
ten in der Automobilindustrie Wege ei-
nes gerechten Übergangs zu finden, das 
heißt einer Transformation weg von einer 
schmutzigen Industrie, unter der nicht al-
lein und in erster Linie die ArbeiterInnen 
in den betreffenden Industrien zu leiden 
haben. Die Automobilität muss auf ein 
für die soziale Entwicklung verträgliches 



13Maß geschrumpft werden und die reale 
Emissionsentwicklung im Einklang mit 
den Zielvereinbarungen von Paris 2015 
stehen. Dies stellt im Autoland Deutsch-
land eine Herkulesaufgabe dar (Candeias 
2012).

3.3  Was der Bauer nicht kennt:  
die ausbleibende Agrarwende
Auch im Agrarbereich ist die Klimabilanz 
Deutschlands keinesfalls vorbildlich. Seit 
25 Jahren schwanken die Treibhausgas-
emissionen in der deutschen Landwirt-
schaft, gemessen in CO2-Äquivalenten, 
zwischen 60 und 70 Millionen Tonnen 
pro Jahr. Im Jahr 2015 lagen sie bei 67 
Millionen Tonnen und machten damit 
rund 7,4 Prozent der gesamten Emissio-
nen in Deutschland aus (UBA 2017). 
Während in der Zeit unmittelbar nach 
dem Zweiten Weltkrieg die ausreichen-
de Versorgung mit Nahrungsmitteln 
oberste politische Priorität hatte, konn-
ten bereits in den 1950er Jahren mehr 
Nahrungsmittel produziert werden, als 
nachgefragt wurden. Die Konsumge-
wohnheiten änderten sich, es wurden im 
Laufe der Zeit mehr tierische Nahrungs-
mittel verzehrt. Auch die Struktur der Ag-
rarwirtschaft, die politisch ab dem Jahr 
1957 mit der Etablierung einer Gemein-
samen Agrarpolitik verstärkt europäisch 
koordiniert wurde, änderte sich tief grei-
fend. Die Zahl der Höfe sank kontinuier-
lich, die Zahl der Beschäftigten ebenso. 
Die durchschnittliche Hofgröße nahm 
hingegen kontinuierlich zu, Gleiches gilt 
für die Erträge. Infolgedessen wurde der 
Nahrungsmittelexport immer wichtiger 
und über Exportsubventionen (die im 
Jahr 2014 offiziell ausliefen, aber über di-
verse Umschichtungen faktisch fortge-
führt werden) zusätzlich gefördert (Kluge 
2005: 36–49). 

Während hierzulande seit einigen Jahren 
die Nachfrage nach Fleisch und anderen 
tierischen Produkten stagniert bzw. leicht 
abnimmt, werden zugleich in Deutsch-
land immer mehr Tiere gehalten. Dies 
ist nur möglich durch die stetige Aus-
weitung des Imports von Futtermitteln, 
vorwiegend Soja, aus Monokulturen La-
teinamerikas. Die Ausbreitung der So-
japlantagen geht dort häufig einher mit 
einer großflächigen Zerstörung von Re-
genwald (sowie der Freisetzung großer 
Mengen an CO2 und der Vernichtung von 
Biodiversität), der Vertreibung lokaler Be-
völkerung, dem Einsatz giftiger Pestizi-
de und miserablen Arbeitsbedingungen. 
Die Rentabilität der hiesigen Fleischpro-
duktion gründet auf massiven Zerstörun-
gen andernorts (Heinrich-Böll-Stiftung/
BUND 2016: 8–11) – auch in diesem Fall 
basiert das deutsche Wirtschaftsmodell 
auf der imperialen Lebensweise. 
Zugleich sorgen die Tierfabriken hierzu-
lande für die Verunreinigung von Flüssen 
und Böden und für unwürdige Lebensbe-
dingungen der Tiere. Zudem ist das deut-
sche Schlachtgewerbe bekannt dafür, in 
großem Stil Vertragsarbeiter aus Osteu-
ropa einzusetzen und dabei systematisch 
Lohndumping zu betreiben. Pikanter-
weise werden Werkverträge nicht in die 
Bruttowertschöpfung der Betriebe ein-
gerechnet, sodass zahlreiche Schlacht-
fabriken aufgrund ihres Lohndumpings 
in den Genuss der «Besonderen Aus-
gleichsregelungen» kommen, also von 
der Finanzierung der Stromwende weit-
gehend befreit sind (taz vom 7.8.2017).
Neben den Tierfabriken sorgt auch der 
verstärkte Einsatz von Stickstoffdünger 
im klassischen Landbau für eine zuneh-
mende Belastung der Böden und Gewäs-
ser und verschlechtert die Klimabilanz 
der deutschen Landwirtschaft. Insofern 



14 ist das industrielle und auf den Export 
ausgerichtete Landwirtschaftsmodell 
Deutschlands, das politisch wesentlich 
durch die Lobbyarbeit des Deutschen 
Bauernverbandes abgesichert wird (Nie-
mann 2017), in vielerlei Hinsicht proble-
matisch.
Allerdings ist zu berücksichtigen, dass 
die Bauern und Bäuerinnen unter star-
kem Preisdruck stehen. Die Nahrungs-
mittelkonzerne und Supermarktketten 
haben eine enorme Marktmacht, und 
im Bereich der Saatgut- und Düngemit-
telindustrie bildet sich ein Oligopol. Ein 
zentraler Baustein dabei ist die anvisier-
te Übernahme von Monsanto durch den 
deutschen Bayer-Konzern. Es steht zu 
befürchten, dass der neue Chemiegigant 
nach der Übernahme natur- und verbrau-
cherschutzrechtliche Bestimmungen in 
der EU, etwa die Vorschriften für die Zu-
lassung gentechnisch veränderter Pflan-
zen, infrage stellen wird (Heinrich-Böll-
Stiftung et al. 2017: 20 f.). 
Es gibt jedoch zahlreiche Praxen und 
Auseinandersetzungen, die auf eine an-
dere, eine (klein-)bäuerlich geprägte 
Form der Landwirtschaft verweisen. Die-
se Auseinandersetzungen begannen in 
den 1970er Jahren bei der Suche nach 
Alternativen zu dem auf stetige Produkti-
onssteigerungen ausgerichteten agrarin-
dustriellen Modell. Über die Etablierung 
von Naturkostläden und Reformhäusern 
konnten jenseits des Direktvertriebs Ab-
satzmärkte für biologisch und/oder bäu-
erlich erzeugte Nahrungsmittel geschaf-
fen und in den folgenden Jahrzehnten 
beibehalten werden. Im Zuge des BSE-
Skandals (Rinderwahnsinn) um die Jahr-
tausendwende intensivierte sich die 
Kritik am bestehenden Landwirtschafts-
modell. Die Landwirtschaftsministerin 
Renate Künast von den Grünen forderte 

eine Agrarwende und die biologische Be-
wirtschaftung von 20 Prozent der Anbau-
fläche bis zum Jahr 2010. Im Jahr 2015 
betrug der Anteil allerdings erst 6,6 Pro-
zent (Stodiek 2017; Gfäller 2015).
Akteure wie die Arbeitsgemeinschaft 
Bäuerliche Landwirtschaft (ABL) oder 
das NGO-Netzwerk «Meine Landwirt-
schaft» fordern angesichts des destruk-
tiven Charakters des deutschen Land-
wirtschaftsmodells eine konsequente 
Förderung bäuerlicher Landwirtschaft, 
die Ausweitung des Biolandbaus, eine 
Stärkung der Tierrechte und das Ende 
der Massentierhaltung, eine drastische 
Verringerung der Dünger- und Futtermit-
telimporte sowie eine Abkehr von der Ex-
portorientierung. Darüber hinaus gilt es, 
andere Ernährungsmuster zu etablieren, 
die weniger auf den Verzehr tierischer 
Produkte ausgerichtet sind. Insofern be-
stehen Ansätze für eine Agrarwende, für 
die auch gekämpft wird. So haben sich 
beispielsweise im vergangenen Jahr im 
rumänischen Cluj zahlreiche AktivistIn-
nen zum zweiten Europäischen Nyéléni-
Forum für Ernährungssouveränität zu-
sammengefunden, um Alternativen zur 
Agrarindustrie voranzutreiben. Eine Ag-
rarwende in Deutschland, wie sie ein kli-
ma- und umweltpolitisches Vorreiterland 
bräuchte, ist jedoch noch in weiter Ferne. 

3.4  Die Kehrseite der deutschen 
Exportwirtschaft: die Rohstoffpolitik
Das exportorientierte deutsche Kapita-
lismusmodell basiert auf einer fast kom-
pletten Importabhängigkeit bei metal-
lischen Rohstoffen. So konstatierte der 
damalige BDI-Präsident Ullrich Grillo 
(2012: 66): 
«Für Deutschland stellt sich die Frage 
der sicheren Rohstoffversorgung in be-
sonderer Weise: Die deutsche Industrie 



15ist Technologieführer, unser Wohlstand 
ist stark exportbasiert. Die industrielle 
Wertschöpfung in Deutschland hängt 
gleichzeitig zu einem gewichtigen Teil 
von der Versorgung mit Rohstoffen aus 
dem Ausland ab, bei metallischen Pri-
märrohstoffen zu 100 Prozent.»
Ebenso besteht bei den Energierohstof
fen Erdöl und Erdgas eine sehr hohe 
Importabhängigkeit. Der Steinkohle-
bergbau wird in Deutschland 2018 ein-
gestellt, die Steinkohlekraftwerke laufen 
jedoch mit importierter Kohle weiter. Ein 
bedeutender Teil dieser Kohle kommt aus 
Kolumbien, wo für den Kohlebergbau In-
digene vertrieben und regelmäßig enga-
gierte GewerkschafterInnen ermordet 
werden (Ganswindt et al. 2013). Auch 
in der Landwirtschaft besteht durch die 
Ausweitung der Fleischproduktion und 
der Einsatz von Stickstoffdünger sowie 
die verstärkte energetische Nutzung 
von Biomasse eine wachsende Import
abhängigkeit. Insofern basiert das deut-
sche Kapitalismusmodell auf einer per-
manenten Aneignung von Ressourcen, 
Land und Arbeitskraft aus dem Globalen 
Süden. 
Der Zugriff auf die Ressourcen wird auch 
über entwicklungspolitische Instrumen-
te, etwa die Finanzierung von Bergbau-
projekten, sichergestellt (Gocht 1978: 
174–185). Diese Abhängigkeitsverhält-
nisse werden durch eine ökologische 
Modernisierung nicht überwunden, son-
dern nur neu ausgerichtet (Methmann 
2012). In Windrädern werden Seltene Er-
den verbaut, für Solarzellen große Men-
gen an Silber benötigt. Auch Elektromo-
toren laufen nicht ohne Lithium, Coltan 
und Seltene Erden (Laag 2015: 261). 
Angesichts der konstitutiven Bedeutung 
von Rohstoffimporten und sich verschär-
fender geopolitischer Konflikte um den 

Zugriff auf Rohstoffe hat die Rohstoffpo-
litik in den vergangenen Jahren an Auf-
merksamkeit gewonnen. Der mächtige 
Bundesverband der Deutschen Indus-
trie veranstaltet seit 2005 regelmäßig 
Rohstoffkongresse. Im Jahr 2007 wurde 
unter der Federführung des Bundeswirt-
schaftsministeriums der Interministeriel-
le Ausschuss (IMA) Rohstoffe eingesetzt, 
im Jahr 2010 eine Rohstoffstrategie ver-
abschiedet, und inzwischen wurden drei 
Rohstoffpartnerschaften mit Kasachs-
tan, der Mongolei und Peru abgeschlos-
sen (Reckordt 2017). 
Auch auf europäischer Ebene wurde das 
Thema maßgeblich auf Druck der deut-
schen Industrie verstärkt diskutiert. Etwa 
die Hälfte der metallischen Rohstoffim-
porte in die EU geht nach Deutschland 
(Jaeger 2015: 14). Die Europäische Kom-
mission hat 2008 eine Raw Materials In-
itiative (RMI) veröffentlicht. Darin wird 
die Entwicklungspolitik in den Dienst der 
Rohstoffsicherung gestellt: 
«Es empfiehlt sich, die EU-Entwicklungs
politik auf diskriminierungsfreien Zu-
gang der EU zu Rohstoffen auszurich-
ten, damit EU und Entwicklungsländer 
gleichermaßen gewinnen. Verantwor-
tungsvolle Staatsführung, Transparenz 
bei der Vergabe von Abbaulizenzen und 
der Verwendung der Einnahmen aus 
der Rohstoffförderung, gleiche Bedin-
gungen für alle Unternehmen, Zugang 
zu Finanzmitteln, gerechte Besteue-
rung und eine solide Entwicklung sind 
für die Entwicklungsländer und die EU 
gleichermaßen von Nutzen» (EU KOM 
2008: 8; Hervorhebung im Original).
Sowohl auf deutscher als auch auf eu-
ropäischer Ebene hat also die Versor-
gungssicherheit höchste Priorität. Über-
geordnetes Ziel ist es, die Versorgung 
der heimischen Industrie zu gewährleis-



16 ten, um das exportgetriebene Wachstum 
und die stetige Erneuerung der imperi-
alen Lebensweise (auch unter schein-
bar «grünen» Vorzeichen) abzusichern. 
Diese Form der Rohstoffsicherung wird 
handelspolitisch flankiert – etwa über 
Beitrittsverhandlungen zur WTO, durch 
bilaterale Handels- und Investitions-
schutzabkommen oder die Auswei-
tung geistiger Eigentumsrechte an grü-
nen Technologien (Jaeger 2015: 21–60; 
Methmann 2012: 15–20). 
Diese hier nur kurz skizzierte Problema-
tik des deutschen Kapitalismusmodells 
verdeutlicht, wie tief verankert es ist in 
globale Macht- und Herrschaftsverhält-
nisse, die stetig über die Priorisierung der 
Versorgungssicherheit bzw. von Unter-
nehmensinteressen auch rohstoff- und 
handelspolitisch erneuert werden. Nötig 
wäre eine grundlegende Infragestellung 
der imperialen Lebensweise bzw. des ka-
pitalistischen Wachstums. Der AK Roh-
stoffe, ein Zusammenschluss mehrerer 
NGOs, hat verschiedene Vorschläge aus-
gearbeitet, wie die deutsche und euro-
päische Rohstoffpolitik schrittweise um-
gestaltet werden könnte, sodass soziale 
und ökologische Belange stärker berück-
sichtigt und gerechtere Nord-Süd-Be-
ziehungen etabliert werden könnten (AK 
Rohstoffe 2016). Allerdings ist eine Ab-
kehr vom ressourcenintensiven kapitalis-
tischen Wachstumsmodell in Deutsch-
land nicht abzusehen.

3.5  Der Klimachampion verfehlt 
seine Ziele
Aufgrund der oben genannten Entwick-
lungen ist es nicht überraschend, dass 
es für die Bundesregierung zunehmend 
schwieriger wird, klima- und energiepo-
litische Zielvereinbarungen einzuhalten. 
Das Ziel, die Treibhausgasemissionen bis 

zum Jahr 2020 um 40 Prozent zu senken, 
wird aller Voraussicht nach sehr deutlich 
verfehlt werden (Agora Energiewende 
2017b). Zudem besteht die Gefahr, dass 
das deutsche Ausbauziel bei den erneu-
erbaren Energien für dasselbe Jahr in 
Höhe von 18 Prozent ebenfalls verfehlt 
wird, obwohl es im Rahmen des euro-
päischen Klima- und Energiepakets ver-
bindlich zugesagt wurde. Im Jahr 2016 
betrug der Anteil regenerativer Ener-
gieträger am gesamten Endenergiever-
brauch lediglich 14,6 Prozent. Während 
sich Deutschland im europäischen und 
globalen Kontext gern als Klima-Vorreiter 
inszeniert, ist es nicht einmal in der Lage, 
seine kurzfristigen Klimaschutzziele ein-
zuhalten (BEE 2017). Dies besagt nichts 
Gutes für die langfristigen Klimaziele. 
Anknüpfend an den G7-Gipfel in Elmau, 
auf dem die komplette Dekarbonisie-
rung der Weltwirtschaft bis zum Ende 
dieses Jahrhunderts als Planziel ausge-
geben wurde, wurde auf der Grundla-
ge eines breiten Beteiligungsverfahrens 
unter Federführung des deutschen Bun-
desumweltministeriums (BMU) ein Kli-
maschutzplan für das Jahr 2050 ausge-
arbeitet. Wirtschaftsverbänden wie dem 
BDI war es dabei nicht möglich, ihre Inte-
ressen so geltend zu machen, wie sie es 
gewohnt sind. Entsprechend harsch fiel 
die Kritik des BDI an dem Verfahren aus 
(Rucht 2016: 12–18). 
Auch ein erster Entwurf des BMU ern-
tete heftige Kritik vom BDI, vom Deut-
schen Bauernverband, vom Deutschen 
Industrie und Handelskammertag (DIHK) 
und vom Zentralverband des Deutschen 
Handwerks (ZDH) (BDI et al. 2016). Wur-
den darin noch klare Akzente etwa in 
Richtung eines baldigen Kohleausstiegs 
gesetzt und das deutsche Agrarmodell 
kritisiert, so wurden diese Punkte suk-



17zessive auf Druck der großen Kapital-
verbände und des SPD-geführten Wirt-
schaftsministeriums im Einklang mit 
dem Wirtschaftsflügel der Union verwäs-
sert (Stodieck 2017: 25–28). Auch «Kli-
makanzlerin» Merkel beteiligte sich an 
der Demontage des Plans. So titelte der 
Tagesspiegel am 4. August 2016: «Kanz-
leramt zerlegt Klimaschutzplan». Die letz-
te Anhörung vor der Verabschiedung des 
Klimaschutzplans boykottierten vier gro-
ße Umweltverbände, unter anderem der 
WWF. 
Am 14. November 2016, kurz vor Beginn 
der 22. Weltklimakonferenz von Marra-
kesch, verabschiedete das Bundeska-
binett einen Klimaschutzplan, der zwar 

mittel- und langfristige Dekarbonisie-
rungsziele enthält, jedoch keinerlei kon-
krete Maßnahmen – von einer Kritik des 
deutschen exportorientierten Kapitalis-
musmodells bzw. der imperialen Lebens-
weise ganz zu schweigen. Dessen unge-
achtet konnte Bundesumweltministerin 
Barbara Hendriks nach Marrakesch flie-
gen, um die deutsche Führungsrolle in 
der internationalen Klimapolitik zu unter-
mauern und weiter um globale Zielver-
einbarungen zu feilschen, die im nationa-
len Kontext mit Füßen getreten werden. 
Denn, so konstatierte der FAZ-Journa-
list Andeas Mihm einige Monate später, 
«die Bundesregierung nimmt den Klima-
schutz nicht ernst» (Mihm 2017).



18 4 DAS SCHEITERN DER DEUTSCHEN KLIMAPOLITIK

Die Diskrepanz zwischen klimapoliti-
scher Rhetorik und realer Emissionsent-
wicklung wächst: Langfristige Dekar-
bonisierungsziele und der Mythos vom 
grünen Deutschland stehen auf der ei-
nen Seite, auf der anderen Seite ein ex-
portgetriebenes Kapitalismusmodell, 
das durch eine spezifische Kräftekonstel-
lation abgesichert wird, die eine rasche 
Reduktion der Treibhausgasemissionen 
nicht zulässt. Die imperiale Lebensweise, 
das heißt der Zugriff auf Ressourcen und 
Arbeitskräfte im Globalen Süden zur Si-
cherung des eigenen Lebensstandards, 
stützt das deutsche Kapitalismusmodell 
nach innen ab, indem nach wie vor breite 
Teile der Bevölkerung über relativ üppige 
Konsummöglichkeiten verfügen. Gleich-
wohl nimmt die Polarisierung der Ein-
kommen auch in Deutschland zu und der 
Aufstieg rechtspopulistischer Strömun-
gen deutet auf eine Hegemoniekrise hin. 
Zugleich bietet die Verbreiterung und 
Vertiefung der imperialen Lebensweise 
in Teilen des Globalen Südens dem ex-
portorientierten deutschen Kapital neue 
Akkumulationsräume, beispielsweise 
über den Export von Autos, Fleisch oder 
grünen Technologien.
Deutschland ist Weltmeister in der 
Braunkohleverstromung, die Energie-
wende im Strombereich wurde stark 
gebremst, die soziale Schieflage in der 
Finanzierung nicht korrigiert, und die 
Arbeitsplätze im Bereich erneuerbarer 
Energien sind häufig prekär und schlecht 
bezahlt. In der Verkehrspolitik gehört 
Deutschland mit seiner einflussreichen 
Autoindustrie, die vorwiegend im soge-
nannten Premiumsegment produziert, 
zu den destruktivsten Ländern welt-
weit. Ob EU-Abgasrichtlinien, Diesel

gate, Feinstaubbelastung oder fehlen-
des Tempolimit auf Autobahnen – eine 
Verkehrswende liegt in weiter Ferne. In 
der Agrarpolitik ist Deutschland ebenfalls 
weit davon entfernt, ein Vorreiterland zu 
sein. Die bäuerliche Landwirtschaft be-
findet sich seit Jahrzehnten in der Defen-
sive. Die Stickstoffdüngung verharrt auf 
einem extrem hohen Niveau. Die ständi-
ge Steigerung der Fleischproduktion ba-
siert auf immensen Futtermittelimporten 
und tierischem Leid. Bis zu einer Agrar-
wende ist es noch ein weiter Weg.
Zudem besteht die Kehrseite des deut-
schen Exportmodells in einem immen-
sen Importbedarf bei Rohstoffen, insbe-
sondere bei Metallen. Die Rohstoffpolitik 
wurde in den letzten Jahren unter dem 
Primat der Versorgungssicherheit auf-
gewertet. Der Zugriff auf Rohstoffe wird 
handelspolitisch abgesichert, die Inte-
ressen in den Herkunftsländern wer-
den systematisch ausgeblendet. Sollte 
die ökologische Modernisierung – etwa 
durch die massive Ausweitung der au-
tomobilen Elektromobilität – ausgewei-
tet werden, würde der Rohstoffbedarf 
auch unter grünen Vorzeichen weiter 
ansteigen. Eine absolute Entkopplung 
von Wirtschaftswachstum und Ressour-
cenverbrauch ist schlicht nicht mach-
bar. Das kapitalistische Wachstum in 
Deutschland basiert auf einer nicht ver-
allgemeinerbaren imperialen Lebenswei-
se. Deutschland ist kein grünes Vorzei-
geland, sondern ein erheblicher Teil des 
globalen Klimaproblems.
Es soll nicht verschwiegen werden, dass 
es in den letzten Jahrzehnten durchaus 
wichtige Fortschritte gegeben hat. In ers-
ter Linie ist dabei die Energiewende im 
Strombereich zu nennen. Diese geht zu-



19rück auf die Umwelt- und Anti-AKW-Be-
wegungen und ihren jahrzehntelangen 
Kampf gegen die fossil-nukleare Ener-
giewirtschaft. So konnte der Anteil rege-
nerativer Energien in diesem Bereich auf 
etwa 35 Prozent erhöht und durch ihren 
dezentralen Ausbau die Akteursvielfalt 
vergrößert werden. Insofern hat nicht nur 
ein Ausbau der erneuerbaren Energien, 
sondern auch eine Demokratisierung des 
Stromsystems stattgefunden. 
Darüber hinaus gibt es durchaus rudi-
mentäre Ansätze für eine Verkehrswen-
de. In den Städten geht der Autobesitz 
zurück und neue Modelle wie Car-Sha-
ring werden erprobt. In die Fahrradinfra
struktur wurde verstärkt investiert, die 
Veräußerung der Bahn konnte verhindert 
werden. Zahlreiche Initiativen setzen sich 
für einen beitragsfreien ÖPNV ein (Brie/
Candeias 2012), und die Umweltverbän-
de versuchen hartnäckig, die Verantwort-
lichen für den Abgasskandal zur Rechen-
schaft zu ziehen und erste Ansätze für 
eine Verkehrswende zu verallgemeinern.
Im agrarpolitischen Bereich konnte, ähn-
lich wie im Stromsektor, eine Nische er-
kämpft werden. Ausgehend von der Um-
weltbewegung und mit neuem Schwung 
nach dem BSE-Skandal konnten Ver-
triebskanäle für bäuerlich und/oder bio-
logisch erzeugte Produkte geschaffen 
und Verbraucherrechte gefestigt wer-
den. Zudem zeichnet sich eine Änderung 
der Konsummuster hin zu einem gerin-
geren Verzehr tierischer Nahrungsmittel 
ab. Innerhalb des Deutschen Bauernver-
bandes wachsen die Konflikte zwischen 
Kleinbauern und -bäuerinnen und der 

Verbandsspitze (Niemann 2017). Darü-
ber hinaus gibt es zahlreiche Konzepte 
für eine Agrarwende, die sowohl aus kli-
mapolitischer Perspektive als auch aus 
Verbraucherschutz- und Tierrechtsgrün-
den dringend geboten ist.
Rohstoffpolitisch zeichnet sich zumin-
dest diskursiv ein Wandel ab. Soziale und 
ökologische Aspekte werden etwa in den 
Rohstoffpartnerschaften stärker berück-
sichtigt. Allerdings bleibt das Potenzi-
al für eine andere Rohstoffpolitik gering, 
solange der Pfad des exportgetriebenen 
deutschen Kapitalismusmodells nicht ver-
lassen wird, der auf eine ständige Vergrö-
ßerung des Ausstoßes ausgerichtet ist. 
Ein letzter Gedanke: Es ist bezeichnend, 
dass die Sektoren, in denen tatsäch-
lich Emissionsreduktionen verzeichnet 
werden können, gar gesellschaftliche 
Veränderungen in Richtung von mehr 
Demokratie und mehr Nachhaltigkeit, 
diejenigen sind, in denen soziale Bewe-
gungen als wirkmächtige Akteure auf-
treten. Das heißt, das Argument lautet 
nicht, dass Deutschland nicht in der Lage 
ist, der Öko-Vorreiter zu sein, der es gern 
wäre, sondern dass die wichtigen Schrit-
te in diese Richtung zuerst von unten 
kommen müssen: von Bewegungen für 
eine genuine sozial-ökologische Trans-
formation.

Tobias Haas hat mit einer politikwissenschaft

lichen Arbeit zur Energiewende in Deutsch-

land und Spanien im europäischen Kontext 

promoviert. Aktuell beschäftigt er sich mit den 

Auseinandersetzungen um die Verkehrswende 

in Deutschland.
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«Die Energiewende im 

Strombereich wurde stark 

gebremst; in der Verkehrspolitik 

gehört Deutschland mit seiner 

einflussreichen Autoindustrie 

zu den destruktivsten Ländern 

weltweit; die bäuerliche 

Landwirtschaft befindet 

sich seit Jahrzehnten in der 

Defensive – Deutschland ist 

also kein grünes Vorzeigeland, 

sondern ein erheblicher Teil des 

globalen Klimaproblems.» 
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